Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2604 


Der Bundesschatzminister 

II A/1 -VV 2492 “20/68 Bad Godesberg, den 16, Februar 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Ergebnisse der Entbehrlichkeitsprüfung und der Ver- 
äußerung von Bundesgelände zu Zwecken des Woh- 
nungsbaues und der Eigentumsbildung 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages 

1. vom 18. Mai 1962 

“ Umdruck 103, Drucksache IV/212 — 

2. vom 8. Dezember 1966 

“ Drucksache V/993 (neu) - 


über die Ergebnisse der Entbehrlichkeitsprüfung und der Ver- 
äußerung von Grundstücken des Bundes für den sozialen Woh- 
nungsbau erstatte ich folgenden Bericht: 

L 

1. Im Kalenderjahr 1967 wurden der Bedarfsprüfung unter- 
worfen 

118 Objekte mit einer Flächengröße von 472 ha. 

2. Von den geprüften Objekten sind nach dem Stand vom 31. De- 
zember 1967 

79 Objekte mit einer Flächengröße von 107 ha 
als entbehrlich befunden worden. 

Als unentbehrlich erwiesen sich 7 Objekte von zusammen 
124 ha, während für 32 Objekte (Flächengröße 241 ha) die 
Ermittlungen am Jahresende nicht abgeschlossen waren. 

Die nachstehenden Verkaufsergebnisse sind nicht ausschließ- 
lich auf die im Jahre 1967 auf ihre Verwendung untersuchten 
Grundstücke abgestellt, weil die Verkäufe sich aus mannig- 
faltigen Gründen nicht immer im Jahr der Grundstücksfrei- 
gabe durchführen lassen. 
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3. Die Bundesregierung hat sich auch im Rechnungsjahr 1967 
nach Kräften bemüht, alle für verwaltungseigene Zwecke 
nicht unbedingt benötigten und für den sozialen Wohnungs- 
bau geeigneten Grundstücke zu veräußern: 


a) am Jahresende bereits vollzogene Verkäufe: 


Erwerber 

Flächengröße 

qm 

Verkaufs- 

erlöse 

DM 

Einzelpersonen 

Unternehmen des 

250 000 ( 25 ha) 

2 001 000 

Wohnungsbaues (mit 
Verkaufsauflage) 

1 060 000 (106 ha) 

19 904 000 

1 310 000 (131 ha) 

21 905 000 

b) am 31. Dezember 

1967 in der Durchführung befindliche 

Verkäufe: (fest zugesagt aber im Grundbuch 

noch nicht 

umgeschrieben) 



Einzelpersonen 

Unternehmen des 

140 000 ( 14 ha) 

1 102 000 

Wohnungsbaues (mit 
Verkaufsauflage) 

1 380 000 (138 ha) 

18 104 000 

1 520 000 (152 ha) 

19 206 000 

a) und b) ingesamt; 

2 830 000 (283 ha) 

41 111 000 


Damit hat der Bund seit dem 1. Juli 1961 einschließlich der am 
31. Dezember 1967 in der Durchführung befindlichen Ver- 
käufe insgesamt 10180 000 qm (1018 ha) Bauland zu einem 
Preis von 105 653 000 DM für den sozialen Wohnungsbau und 
die Eigentumsbildung in breiten Kreisen der Bevölkerung 
bereitgestellt. 

Bei dem Betrag von 105 653 000 DM ist bereits berücksichtigt, 
daß zur Erzielung tragbarer Mieten und Lasten seit 1961 in 
den gegebenen Fällen ein Nachlaß bis zu 30 v. H. des Ver- 
kehrswertes gewährt wurde. Er betrug insgesamt 17 144 000 
DM. 

Aus der nachstehenden Übersicht ist die zeitliche Entwicklung 
der vollzogenen Baulandverkäufe ersichtlich: 



Flächengröße 

ha 

Verkaufserlös 

DM 

vom 1. Juli bis 31 Dezember 1961 65,7 

4 021 00 

im Jahre 1962 

124,0 

10 106 000 

1963 

125,0 

9 162 000 

1964 

78,0 

5 665 000 

1965 

86,0 

8 463 000 

1966 

256,0 

27 729 000 

1967 

131,0 

21 905 000 


865,7 

87 051 000 


2 



Drucksache V/2604 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Das aus dem Rahmen fallende Verkaufsergebnis des Jahres 
1966 konnte 1967 nicht wieder erreicht werden, weil im vor- 
aufgegangenen Berichtsjahr einige stark ins Gewicht fallende 
Großflächen in den Verkaufsvollzug gelangten. 

Auf den seit 1961 bereitgestellten Grundstücken wurden bzw. 
werden nach bisheriger Übersicht 5 646 Familienheime sowie 
2 111 Eigentumswohnungen und 20 357 Mietwohnungen des 
sozialen Wohnungsbaues errichtet, wobei für eine Gesamt- 
fläche von wenigstens 86 ha die Anzahl der Wohneinheiten 
noch unbekannt ist. 


II. 

In Ausführung des Beschlusses des Deutschen Bundestages vom 
8. Dezember 1966 zum Antrag des Ausschusses für das Bundes- 
vermögen - Drucksache V/993 (neu) - habe ich die Ermittlung 
der Grundstücksverkäufe der bundeseigenen Unternehmen - 
eingeschränkt auf den Dienstbereich meines Hauses - fort- 
gesetzt. 


Die Baulandverkäufe der Unternehmen beliefen sich 


im Jahre 

auf 

qm (ha) 

Erlöse 

DM 

1966 

363 000 

(36,3) 

4 057 000 

1967 

190 000 

(19,0) 

3110 000 

am 31 Dezember 1967 in 
der Verkaufsdurchführung 

183 000 (18,3) 

3 461 000 


736 000 

(73,6) 

10 628 000 


Darüber hinaus wurden aber auch bebaute Grundstücke, und 
zwar vorwiegend im Rahmen des sozialen Wohnungsbaues er- 
richtete Kaufeigenheime, abgegeben: 


Jahr 

Anzahl 

Verkaufspreis 

DM 

1966 

437 

20 000 000 

1967 

480 

29 000 000 

Uber weitere 

269 bebaute Grundstücke 

mit rd. 7 000 000 DM 


liefen am 31. Dezember 1967 Verkaufsverhandlungen. 

III. 

Schon in den voraufgegangenen Berichten ist zum Ausdruck 
gekommen, daß den Bemühungen der Bundesregierung, die 
Eigentumsbildung im Wohnungsbau durch die Bereitstellung 
bundeseigener Grundstücke zu fördern, nicht zu überwindende 
Grenzen gesetzt sind, denn der Liegenschaftsbedarf des Bundes 
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für eigene Zwecke, namentlich für Anlagen der militärischen 
und zivilen Verteidigung ist noch nicht gedeckt. Da hierfür in 
erster Linie eigene Liegenschaften heranzuziehen sind, ist die 
Entbehrlichkeitsprüfung auch unter Abwägung des eventuellen 
künftigen Bedarfs sehr sorgfältig durchzuführen. Ferner erweist 
sich immer wieder, daß die überwiegend aus ehemaligen Wehr- 
machtsbesitz stammenden Grundstücke aus rechtlichen und tat- 
sächlichen Gründen für den Wohnungsbau häufig nicht geeignet 
sind. Unter Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte ist im Jahre 
1967 ein gutes Verkaufsergebnis erzielt worden, das - ab- 
gesehen von den Verkäufen im Jahre 1966 - über dem durch- 
schnittlichen Ergebnis der früheren Jahre liegt. 

Eine informatorische Erhebung, wieviel Bauland des Bundes für 
Zwecke des sozialen Wohnungsbaues im ganzen noch zur Ver- 
fügung steht, ergab eine Fläche von rd. 5 700 000 qm (570 ha). 
Bei der Sichtung des Bestandes hat allerdings keine eingehende 
Entbehrlichkeitsuntersuchung stattgefunden und die tatsächliche 
Eignung der Flächen für den Wohnungsbau beruht nur auf mut- 
maßlichen Erwägungen. 


In Vertretung 

Langer 



